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Finanzministerium  |  Postfach 71 27  |  24171 Kiel Staatssekretär 

An den 
Vorsitzenden des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Lars Harms, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 

nachrichtlich: 
Frau Präsidentin 
des Landesrechnungshofs 
Schleswig-Holstein 
Dr. Gaby Schäfer 
Berliner Platz 2 
24103 Kiel 

26.09.2023 

Umsetzung von Mitteln aus dem Ukraine-Notkredit zugunsten Kap. 1221 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

hiermit bitte ich um Zustimmung des Finanzausschusses des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages zur Umsetzung von 19.189,8 T Euro aus bisher nicht zugewiesenen Ukraine-
Notkreditmitteln in den Einzelplan 12, Titel 1211 – 712 04 (Ukraine-Mittel). 
Die Deckung des o.g. Mittelbedarfs erfolgt aus dem Einzelplan 11, Titel 1111 – 971 20 
„Vorsorge für Abfederung finanzieller Herausforderungen im Zusammenhang mit dem rus-
sischen Angriffskrieg auf die Ukraine“ 
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Gemäß Nummer 4 Drs. 20/431(neu) 2. Fassung besteht die Möglichkeit der Inanspruch-
nahme des Notkredits in den Jahren 2022 bis 2024 zur Bewältigung der Kosten im Zusam-
menhang mit dem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg auf die Ukraine. Hierzu gehören gem. 
Ziffer 4.6 krisenbedingte Kostensteigerungen bei Hochbaumaßnahmen des Landes. 

Für den Bereich der Baumaßnahmen im Zentralen Grundvermögen zur Behördenunter-
bringung (ZGB) hat die GMSH die sich aus diversen Nachträgen ergebenden Mehrkosten 
nach Ursachen differenziert. Für die sich aus krisenbedingten Kostensteigerungen erge-
benden Mehrkosten – beispielsweise für den Neubau von drei Unterkunftsgebäuden und 
dem Wirtschaftsgebäude in der Polizeidirektion für Aus- und Fortbildung und für die Bereit-
schaftspolizei (PD AFB) in Eutin sowie die Sanierung und Erweiterung des Polizeireviers 
(PR) in Westerland auf Sylt – wurde ein Betrag i. H. v. 19.189,8 T Euro ermittelt, der über 
das regulär zur Verfügung stehende Budget im Kapitel 1221 nicht mehr gedeckt werden 
kann.  

Ich bitte daher den Finanzausschuss um Zustimmung zur Umsetzung der o.g. Summe i. 
H. v. 19.189,8 T Euro über den HH-Titel 1111 – 971 20 in den HH-Titel 1211 – 712 04
bzw. in SAP zur Finanzposition 1211.00.71204.

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Oliver Rabe 




